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Charakteriſtik der polniſchen Hand elsvertragspolitik. 


Der bekannte polniſche Wirtſchaftler Dr. Roger Battaglia 
machte vor einiger Zeit im „Przeglad Goſpodarezy“ dem Organ 
des Zentralverbandes der polniſchen Induſtrie, längere Aus— 
führungen über die Entſtehung und den Charakter der polniſchen 
Handelsverträge ſeit der Erlangung der Eigenſtaatlichkeit. Dem 
Verfaſſer gelingt es, in der bisherigen polniſchen Vertragspolitik 
eine große Linie aufzuzeigen, die mehr paſſiver Art iſt, indem 
Polen ſeine eigne Stellung überwiegend von derjenigen des 
Vertragskontrahenten abhängig machte und nur in vereinzelten 
Fällen ſelbſt die Initiative ergriff. 

Der erſte große Abſchnitt polniſcher Handelsvertragspolitik 
habe ungefähr bis zum Jahre 1928, richtiger ſogar bis zum Jahre 
1932 gedauert. Dieſe Zeit war durch eine vorkriegsartige Ein⸗ 
fachheit gekennzeichnet, die darin beruhte, daß die während dieſen 
Jahren abgeſchloſſenen Handelsverträge ſich in der Regel auf 
die unbeſchränkte gegenſeitige Meiſtbegünſtigungsklauſel ſtützten, 
ohne beſonders vereinbarte Zollermäßigungen. 

Eine Ausnahme hätten in den Jahren 1919—1927 lediglich 
der erſte Handelsvertrag mit Frankreich aus dem Jahre 
1924 und der erſte Ergänzungsvertrag mit der Tſchechoſlo— 
wakei gebildet. Im Falle Frankreich hatte Polen ihm eine 
größere Anzahl prozentualer Konventionsermäßigungen gegen 
einige wenige feſtgeſetzte Minimalſätze gewährt, und ebenſo ſeien 
im letzteren Falle eine Reihe von Konventionsermäßigungen in 
Anwendung gebracht worden. 

Der Hauptteil der entſprechenden Verträge und Verſtändi— 
gungen ſei in den Jahren 1922-1925 geſchloſſen worden (Groß— 
Britannien, Sſterreich, Belgien, Bulgarien, Tſchechoſlowakei, 
Dänemark, Finnland, Frankreich, Holland, Island, Japan, Süd- 
ſlawien, Rumänien, Schweiz, Schweden, Ungarn und Italien). 
Zur gleichen Art von Verträgen jeien noch eine Reihe, in ſtruk⸗ 
tureller Hinſicht allerdings, zu einem ſpäteren Zeitpunkt ge⸗ 
ſchloſſene Handelsverträge und vorläufige Abkommen zu zählen. 

„Abseits lagen in jener Zeit (und liegen auch heute noch) 
zwei in ihren Auswirkungen bedeutende, teils nachteilige, teils 
vorteilhafte Tatsachen, — nämlich das Fehlen eines Vertrages 
mit dem Deutschen Reiche (in der Zeit von 1925 bis 
1934 sogar Zollkrieg) und das Fehlen eines Vertrages mit 
Rußland, zu welchen beiden ordnungshalber auch noch der 
vertragslose Zustand mit Litauen gerechnet werden muß. 

Außer diesen Anomalien, durch welche auf vier Fünftel der 
Landgrenze Polens ein vertragsloser Zustand erhalten wurde, 
war diese Lage der Dinge für die Ausfuhr aus Polen 
insofern günstig, als die polnischen Hauptausfuhrartikel, 
damals mehr als heute vor allem landwirtschaitliche Erzeug- 
nisse, Rohprodukte und schließlich auch Halbiabrikate, auf den 
Hauptabsatzmärkten auf keine Zollschwierigkeiten stießen und 
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Reglementierungs- und Verwaltungsbeschränkungen für die Ein- 
fuhr in den Absatzländern in größerem Umfange so gut wie 
nicht bestanden. Es war dies auch die Zeit, in deren zweiter 
Hälite die Währungen der meisten Absatzländer stabilisiert 
wurden und daher die Ausfuhr aus Polen auf keine nennens- 
werten Devisenbeschränkungen stießen u. a. m. 

Andererseits beließ dieses erste Handelsvertragsnetz in der 
damaligen Lage nicht nur die rechtliche, sondern auch die tat- 
sächliche Zoll- und Reglementierungsfreiheit in recht bedeu- 
tendem Umfange.“ 

Zwar habe man in den Jahren 1925-1928 Polen einen 
übermäßigen Zollprotektionismus vorgeworfen, doch ſei dieſer 
ihm nie hinreichend nachgewieſen worden, ſo daß er keine prak— 
tiſchen Auswirkungen zur Folge hatte. 

An dieſer Stelle gibt der Verfaſſer einen kurzen Aberblick 
über die Geſtaltung der tatſächlichen Wirtſchaftsverhältniſſe 
zwiſchen Polen und dem übrigen Auslande in der erſten Zeit der 
Handelsvertragspolitik. 

Mit der Einführung der erſten Goldwährung auf dem hohen 
Stande des Vorkriegsfranken Ende 1923 habe auch die Geltung 
eines beſtändigen, auf Zloty (Gold-Franken) umgerechneten, 
grundſätzlich jedoch ruſſiſchen Zolltarifs begonnen, „unter der 
Parole einer Pro-Konsumtions-Politik“. Einfuhrverbote habe es 
mit Ausnahme einiger weniger für Luxuswaren keine gegeben. 
Die Folge der erſten hohen Währungsſtabiliſierung und dem 
damit in Verbindung ſtehenden Anziehen der Arbeitslöhne u. a. 
m. ſei eine allgemeine innere Preisſteigerung geweſen. 

„Unter diesen Umständen mußte sich die Handelsbilanz 
Polens in den Jahren 1924 und 1925 in hohem Maße passiv 
gestalten (zusammen rd. 932 Millionen Zloty). Als gleichzeitig 
die ausländischen Kredite hereinzufließen aufhörten und auch 
die anderen Quellen der Reineinnahmen aus dem Verkehr mit 
dem Auslande (Transit, Emigrantenersparnisse u. ä. m.) nicht 
in der bisherigen Form, weiterflossen, mußte die Passivität der 
Handelsbilanz sehr schnell den Goldvorrat der Bank Polski ver- 
ringern und um die Mitte des Jahres 1925 zum Währungs- 
zusammenbruch führen. 

Damals (im Jahre 1925) erfolgte in der Handelspolitik sowie 
in der Gestaltung des Außenhandels Polens eine verständliche 
Umkehr. Die Pro-Konsumtions- Zollpolitik 
wurde verworfen, und eine Reihe von Zollermäßigungen 
wurde aufgehoben, verschiedene Zölle erhöht, zahlreiche Ein- 
fuhrverbote erlassen und auf diesen ein Kontingentierungs- 
system für die Einfuhr von zahlreichen vor allem Verbrauchs- 
waren aufgebaut... Die Inlandspreise paßten sich nicht voll- 
kommen der Valutaabwertung an, sondern hielten sich im Ver- 
hältnis zum Golde auf einem niedrigeren Stande. Dadurch 
wurde der Zollschutz im allgemeinen höher und deswegen noch 
wirksamer und hemmte auf diese Art zusammen mit der ver- 
minderten Kaufkraft eine übermäßige Einfuhr. Andererseits 
wurde die Ausfuhr um so lohnender, so daß die Handelsbilanz 
Polens stark aktiv wurde. Im Jahre 1926 betrug der Aktivsaldo 
die hohe Summe von 707 Millionen Zloty.“ 

Es ſei dies die Zeit eines allgemeinen Konjunkturaufſtiegs 
in der Weltwirtſchaft geweſen, an den beſonders von Nord— 
amerika her die Hoffnung auf eine ewige „prosperity“ geknüpft 
wurde. Daher habe man auch den polniſcherſeits in Anwen— 
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dung gebrachten Maßnahmen und Ausfuhrbeſchränkungen keine 
größere Aufmerkſamkeit geſchenkt. 

Dieſes Bild der polniſchen Wirtſchaftslage habe jedoch recht 
bald wieder, und zwar in den Jahren 1927-1929 eine 
ſtarke Veränderung erfahren. Die Währung ſtabiliſierte ſich auf 
einem neuen (niedrigeren) Stande und fand in einem bedeutend 
angewachſenen Goldvorrat ihre Deckung. Die Folge ſei ein er— 
neutes Anziehen der Preiſe geweſen, wodurch gleichzeitig die 
Einfuhr erleichtert, der Zollſchutz automatiſch in ſeiner Wirk- 
ſamkeit vermindert und andererſeits auch die Ausfuhr erſchwert 
worden ſei. Außerdem habe in dieſer Zeit ein ſtarker aus- 
ländiſcher Kreditzufluß eingeſetzt nicht nur für öffent- 
liche Zwecke, ſondern in verhältnismäßig großem Amfange auch 
für induſtrielle Inveſtitionen, was natürlicherweiſe wiederum 
eine Paſſivgeſtaltung der Handelsbilanz zur Folge haben mußte. 
Dies wäre nicht unbedingt als ein negatives Anzeichen anzu— 
ſehen geweſen, wenn ein großer Teil dieſer Auslandskredite, 
welche man zu Inveſtitionen verwendet habe, nicht kurz- und 
mittelfriſtigen Charakter getragen hätten. Das Paſſivſaldo der 
Handelsbilanz für die Jahre 1927, 1928 und 1929 habe dann 
auch insgeſamt die beträchtliche Summe von 1529 Millionen Zl. 
betragen. 

Da in dieſer Zeit Polen auch einen großen Teil der erlaſſe— 
nen Einfuhrverbote oder Beſchränkungen wieder aufhob, ſei es 
in die Reihe der Staaten zurückgekehrt, welche eine bedingt 
liberale Zollpolitik führten. Anter dieſen Amſtänden hätten es 
auch die Vertragskontrahenten Polens nicht für notwendig er- 
achtet, die abgeſchloſſenen Verträge einer Reviſion zu unter— 
ziehen und abzuändern. 

Eine Ausnahme habe in dieſer Hinſicht lediglich die Tſchecho— 
ſlowakei gebildet, die nach der teilweiſen Zollvaloriſierung 
Polens im Jahre 1928 ihre Schlüſſelſtellung im Tranſitverkehr 
für die polniſche Warenausfuhr nach den Mittel-, Süd- und 
weſtlichen Staaten Europas geſchickt ausgenutzt habe und im 
Jahre 1928 in einem Zuſatzabkommen eine große Anzahl ſehr 
bedeutender Zollkonzeſſionen für die Anterlaſſung gewiſſer vor— 
bereiteter oder ſich bereits in Anwendung befindlicher Ausfuhr— 
erſchwerungen aus Polen erreicht habe. 

Eine Reihe anderer unbedeutenderer Zollvergünſtigungen, die 
in den Jahren 1926-1932 verſchiedenen Vertragspartnern zuge— 
billigt wurden, verdienen keiner weiteren Erwähnung. 


Bereits in den Jahren der Hochkonjunktur machten ſich jedoch 
die erſten Anzeichen der kommenden Weltwirtſchafts- und Kredit- 
kriſe bemerkbar. Eine Reihe polniſcher Ausfuhrländer beſchritt 
den Weg zunehmender Autarkieſierung, beſonders 
hinſichtlich der landwirtſchaftlichen Erzeugung. Der DBerwaltungs- 
protektionismus habe ebenfalls zunehmende Anterſtützung er— 
fahren. Im Zuſammenhange damit begannen der polniſchen Aus— 
fuhr nach Mittel- und Süd-Oſt-Europa immer größere Gefahren 
zu drohen. Den Höhepunkt in dieſer Hinſicht hät⸗ 
ten in für Polen negativem Sinne — die Jahre 
1930 und 1931 gebildet, als der tſchechiſch-ungariſche 
Vertrag außer Kraft geſetzt worden ſei und Polen dadurch rd. 
150 für es wichtiger Ermäßigungsſätze in der Tſchechoſlowakei 
verloren habe und als andererſeits Sſterreich die erſten Vieh— 
einfuhrbeſchränkungen erlaſſen worden ſeien, gleichzeitig mit einer 
Erſchütterung der Währung. 

Dieſe Amſtände bedingten eine noch weitere Verſchlechterung 
der Handelsbilanz, welche im Jahre 1929 noch mit 298 Millionen 
Zloty paſſiv geweſen ſei, obgleich noch im gleichen Jahre mit 
dem Ausbruch der Weltkriſe nicht nur jeglicher Zufluß auslän- 
diſcher Kapitalien aufgehört, ſondern ſogar einem raſchen 
Einſetzen des Kapitalabfluſſes Platz gemacht habe, 
der durch den kurzfriſtigen Charakter der erteilten Kredite leicht 
gemacht war. Dieſe Tatſache habe verſtändlicherweiſe zu einer 
raſchen ſelbſttätigen Amgeſtaltung der polniſchen Handelsbilanz 
aus einer paſſiven in eine aktive geführt. Bereits im Jahre 1930 
habe das Aktivum 187 Mill. Zl. betragen, um im Jahre 1931 
auf 451 Mill. 31. anzuſteigen, in welchem Zuſammenhange in- 
folge des Kapitalabfluſſes der Goldvorrat von 1327 Mill. Zl. 


im Jahre 1928 auf 1212 Mill. Zl. im Jahre 1929 und auf 
688 Mill. Zl. im Jahre 1931 zurückgegangen ſei. 

Trotz dieſer geſährlichen Wandlungen veränderte Polen kaum 
die Linie der bisher geführten Handelspolitik. „Polen war da- 
mals ein getreuer Paladin und Fahnenträger einer unbeschränkten 
Meistbegünstigung“, die immer ſtärker erſchüttert wurde. 

Erſt als der Goldvorrat in der oben geſchilderten Form 
zuſammenſchmolz und „Polen sich endgültig überzeugen mußte, 
daß alle gemeinsam unternommenen Versuche zur Rettung des 
internationalen Handels und der Führung einer bedingt liberalen 
Handelspolitik... enttäuschten und auch weiterhin ohne Erfolg 
bleiben mußten, ... entschied es sich, wenn auch schweren 
Herzens, zu einer radikalen Veränderung seiner eigenen Außen- 
handelspolitik in der Richtung einer handelspolitischen „Auf- 
rüstung“ nach dem Vorbilde der Vertragspartner und Erlangung 
einer tatsächlichen Gleichheit der Kampfmittel in dem Kriege 
„aller gegen alle“ um Sozialeinkommen, Erzeugung und Währung. 

Daraufhin, d. h. erst gegen Ende des Jahres 1931, erläßt 
Polen Kriseneinfuhrverbote und führt ein auf diesen 
aufgebautes Kontingentierungssystem eines Teiles 
der Einfuhr ein, ein System, das frei von den Fesseln der Meist- 
begünstigungsklausel war und somit eine bedeutende Handels- 
waffe gegen die in der Weltwirtschaft in zunehmendem Maße an 
die Stelle der Meistbegünstigungsklausel tretenden Verträge auf 
Gegenseitigkeit war. Gleichzeitig beschleunigt Polen die Aus- 
arbeitung des neuen Zolltarifes, .. den es im Oktober 1932 mit 
Gültigkeit vom Oktober 1933 erläßt. 

Gleichzeitig beginnt nun Polen, auf breiterer Basis sein 
System der Ausfuhrförderung auszubauen“, welches auf einer 
abſchnittsweiſen Devalvation des Zloty beruht, an Stelle der 
unter den polniſchen Verhältniſſen gefährlichen allgemeinen 
Devalvation, die verſchiedene Staaten, wie Großbritannien, die 
ſkandinaviſchen und einige andere Länder, wagen durften. Not- 
wendigerweiſe habe nun Polen an einen grundlegenden Ambau 
des bisher beſtehenden Netzes der Handelsverträge herangehen 
müſſen. Entſcheidend ſei dabei geweſen, die polniſche Ausfuhr 
wenigſtens teilweiſe vor weiteren Beſchränkungen zu bewahren 
und ſich auf dieſe Art wenigſtens inſoweit ein Aktivſaldo der 
Handelsbilanz zu ſichern, um dem Goldabfluß erfolgreich auf- 
halten zu können. 

Dieſe weitgehende Anderung der Handelspolitik und die da— 
durch bedingte Erneuerung bzw. Ergänzung der Handelsverträge 
ſeien u. a. deshalb notwendig geworden, weil die ſtarke Preis— 
deflation in Polen nunmehr keine genügende Handhabe mehr ge— 
geben habe, um die Handelsbilanz zu verbeſſern, infolge des all- 
zumächtigen Anwachſens der Schwierigkeiten auf den Abſatz⸗— 
märkten und der weiteren Zunahme des Weltdumpings. 

Die zweite Serie neuer und vor allem ergän- 
zender polniſcher Handelsverträge, die in den 
Jahren 1933 — 1935 (mit Sſterreich, Belgien und Luxemburg, 
Holland, Schweden, Tſchechoſlowakei, Dänemark, Finnland, 
Schweiz, Spanien, Norwegen, Großbritannien und Eſtland) ge- 
ſchloſſen wurde, habe ſich zwar grundſätzlich auch auf die Zoll— 
klauſel der in der Regel unbeſchränkten Meiſtbegünſtigung ge- 
ſtützt, aber „ihr Wesen bilden — zum Unterschiede von früher — 
polnischerseits: zahlreiche Zollstabilisierungen und sehr 
viele, oft tiefgehende Konventionszollermäßigungen, welche unter 
die Meistbegünstigung fallen; in einzelnen Fällen Erklärungen 
über die Anwendung von automatischen Zollermäßigungen (u. a. 
in bezug auf Maschinen, welche im Inlande nicht hergestellt 
werden); außerdem eine umfangreiche Liste von Einfuhrkontin- 
genten, die von Polen jedem einzelnen der Vertragsstaaten ge- 
sondert zuerkannt wurden; von Seiten der Partner da- 
gegen hauptsächlich: Einfuhrkontingente für die wichtigsten 
Waren der polnischen Einfuhr nach dem jeweiligen Lande; zum 
Teil allgemeine Sicherungen gegen neue Schwierigkeiten in Ge- 
stalt neuer Einfuhrbeschränkungen, die gegen die Einfuhr aus 
Polen gerichtet sein könnten; schließlich Festsetzung einiger 
weniger Zölle und verhältnismäßig weniger Zollermäßigungen.“ 

Alle dieſe Abkommen und Zuſatzverträge hätten ausgeſproche⸗ 
nen Kriſen- und Ausnahmecharakter getragen und ſeien darauf 


abgejtellt geweſen, daß vorzeitige Reviſionen oder einfeitige 
Retorſionsbeſchlüſſe möglich ſeien. 

Anter den Partnern, mit welchen neue Verträge abgeſchloſſen 
worden ſeien, hätte ſich auch eine ganze Reihe ſolcher befunden, 
die eine mehr oder minder ſcharfe Deviſenreglementierung gehabt 
hätten. In allen dieſen Fällen habe Polen nunmehr auch gleich- 
zeitig die Zuſicherung der Deviſenzuteilung für die im Rahmen 
des Vertrages gelieferten Waren erhalten. 

Anabhängig von dieſer Art von Verträgen habe ſich noch ein 
neuer Zuſatztypus in der Form eines Ankauf-Kompen— 
ſationsabkommens herausgebildet. Als Beiſpiel könne 
in den Jahren 1933—1935 die innerhalb der polniſch-italieniſchen 
Beziehungen entſtandene Lage angeführt werden, wo Austauſch— 
objekt einerſeits zwei auf italieniſchen Werften durch Polen 
angekaufte Schiffe und andererſeits der Ankauf von 400 000 to 
polniſcher Kohle für die italieniſchen Eiſenbahnen geweſen ſei. 

Die Anzahl derartiger Ergänzungen der beſtehenden Verträge 
ſei in dauerndem Anwachſen begriffen, und ihre Formen kenn— 
zeichnen zunehmende Mannigfaltigkeit, was eine immer genauere 
Durchführung des Prinzips der Gegenſeitigkeit 
an Stelle der bisher angewandten Meiſtbegünſtigung erfordere. 

Ohne Abänderung der früheren Verträge und ohne vorherige 
Verſtändigung habe ſich Polen in den letzten Jahren mehrfach 
gezwungen geſehen, einſeitige Schutzmaßnahmen in Bezug auf 
einzelne Staaten infolge der von dieſen Staaten durchgeführten 
Deviſenbeſchränkungen, zu ergreifen. Dieſen Staaten, welche nur 
beſchränkte Möglichkeiten eines regelmäßigen Deviſentransfers 
beſeſſen hätten und zu denen u. a. Ungarn, Südſlawien und Bul- 
garien gehörten, habe Polen einſeitig einen privaten Waren- 
clearing aufdrängen müſſen. Es ſei dies die dritte Gruppe 
von Vertragsſtaaten, von welchen Deviſenbeſchränkungen 
angewendet worden ſeien. 

Dieſer Privatelearing habe auch bei verſchiedenen Aberſee— 
ſtaaten, wie die Vereinigten Staaten, Braſilien, Britiſch-Indien 
und Japan Anwendung gefunden, dagegen nicht bei denjenigen 
überſeeiſchen Vertragsſtaaten, mit welchen Polen im Verkehr 
einen bedeutenden Aktivſaldo habe, wie China, Perſien und 
Paläſtina. „Seit dem 14. März 1935 wird auf Grund des neuen 
polnisch-englischen Vertrages das Privatclearingsystem auch auf 
keine der britischen Kolonien sowie Mandats- oder Protekto- 
ratsländer angewendet.“ 

Außerhalb aller bisher genannten Vertragsarten lägen noch 
die Handelsbeziehungen zu einzelnen Ländern, wie Rußland, 
Frankreich, Italien, Lettland, Litauen und das Deutſche Reich. 

„Das Verhältnis zu Sowjetrußland wird seit Jahren 
dauernd durch kurzfristige Abkommen geregelt, welche russi- 
scherseits auf der Verpflichtung zu Effektivkäufen in Polen und 
polnischerseits auf die Zuerkennung von Kontingenten und kon- 
kreten Zollermäßigungen — ohne formellen Handelsvertrag — 
beruhen ... Der Umfang dieser Beziehungen ist stark wech- 
selnd und hängt von der allgemeinen Außenhandelspolitik Sowjet- 
rußlands zur gegebenen Zeit ab.“ 

Die Angelegenheit eines neuen Vertrages mit Frankreich 
ſei noch immer in der Schwebe, obgleich die Verhandlungen be— 
reits im Jahre 1933 eingeleitet worden ſeien. Die Schuld liege 
bei Frankreich, das Polen bisher nicht die notwendigen Kontin— 
gentsgarantien habe geben wollen und ſogar das Anrecht 
Polens als Schuldnerland auf ein Aktivſaldo beſtritten habe. 
Gegenwärtig werde die gegenſeitige Einfuhr in dem engen Rah— 
men vierteljährlich erneuerter Kontingentsabkommen geregelt. 

Der alte Handelsvertrag mit Italien ſei bisher weder er— 
neuert, noch ergänzt worden. Infolge der kürzlich erlaſſenen 
verſchärften Einfuhr⸗ und Deviſenbeſtimmungen beſchränke ſich 
der gegenjeitige Handelsverkehr immer mehr auf eine Kontin— 
gentskompenſation von Fall zu Fall, oder ſogar nur auf den 
privaten Warenclearing. 

Von irgendeinem Vertrage oder auch nur vorläufigem Ab- 
kommen mit Litauen könne heute noch infolge der politiſchen 
Schwierigkeiten nicht im entfernteſten die Rede ſein. 

Dagegen ſcheinen ſich die geregelten Beziehungen zu einigen 
Aberſee-Staaten, wie Kanada, Siam und vielleicht auch zu 
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Auſtralien und die Südafrikaniſche Anion gut zu 
entwickeln. 

„In einer eigenen Form entwickeln sich die sich auch weiterhin 
in Fluß befindlichen Verhältnisse mit dem Deutschen 
Reiche. Das provisorische Abkommen vom März 1934, wel- 
ches dem neunjährigen Zollkriege ein Ende bereitete, hob die 
gegenseitigen Kampfmaßnahmen auf, erkannte dem Deutschen 
Reiche in Polen die Zollsätze der Gruppe II zu, schuf den 
Rahmen für einen besonderen beschränkten Handel mit Hütten- 
erzeugnissen, stand in Verbindung mit dem Veterinär-Transit- 
Protokoll, enthielt eine Liste der Einfuhrkontingente, ohne je- 
doch weder die Meistbegünstigungsklausel, noch Konventions- 
ermäßigungen, und bereits zwei Monate später entstand eine 
schwierige Lage infolge der Reduzierung der Devisenzuteilung 
im Reiche auf ein Minimum, trotz der — allerdings nicht ver- 
bindlichen — Zusicherung deutscherseits, daß für die im März- 
abkommen zugesicherte Einfuhr aus Polen Devisen zugeteilt 
würden. Diese Veränderung erfolgte so rasch, daß im End- 
ergebnis recht bedeutende polnische Ausfuhriorderungen (wohl 
rd. 11 Mill. Zl.) im Deutschen Reiche festiroren. Im Oktober 
1934 kam dem Märzvertrag ein Zusatzabkommen in Gestalt 
eines privaten Warenclearings hinzu, in dem engen Rahmen der 
zu diesem Zweck beiderseitig zuerkannten besonderen Kontin- 
gente, welche zuerst für einen Betrag von 22 Mill. Zi. auf jeder 
Seite geplant waren, aber (nach der späteren Streichung des 
Holzes) einen beiderseitigen theoretischen Wert von nur 12 Mil- 
lionen ZI. darstellten, 

Für bestimmte Waren im Rahmen dieser besonderen Kontin- 
gente ist dem Reiche von Polen die Meistbegünstigungsklausel 
zuerkannt worden, wofür das Deutsche Reich für einzelne Artikel 
der polnischen Ausfuhrliste ebenfalls gewisse Erleichterungen zu- 
billigte. Das Oktober- Abkommen erwies sich für 
uns als unvorteilhaft, weil die Ausfuhr aus Polen in 
den gesetzten Grenzen bereits zum überwiegenden Teil realisiert 
wurde, dagegen die Ausfuhr aus dem Deutschen Reiche ungefähr 
erst zu 30 % und im Augenblick keinerlei Aussichten auf seine 
vollständige Durchführung bestehen. Infolgedessen entstehen be- 
trächtliche Schwierigkeiten, im Reiche Deckung für die bereits 
getätigte Ausfuhr aus Polen zu erlangen. Daraus folgt vor allem 
die Notwendigkeit einer dahingehenden Ergänzung des Oktober- 
vertrages über eine weitere Einfuhr aus dem Deutschen Reiche 
nach Polen, damit die gesamte polnische Kompensationsausfuhr 
Deckung findet. Außerdem wäre bei dieser Gelegenheit eine 
Erweiterung des Vertragsrahmens um einige weitere Millionen 
Zloty möglich. Diese Fragen werden immer brennender. In- 
zwischen hat sich eine Möglichkeit gefunden, von den einge- 
frorenen Summen rd. 2 Millionen Zl. wieder flüssig zu machen, 
so daß diese von 11 auf 9 Millionen Zl. zurückgegangen sind. 

Durch all dieses findet die Angelegenheit jedoch. keine end- 
gültige Lösung. Unsere taktische Unterlegenheit 
gegenüber dem Deutschen Reiche beruht näm- 
lichdarauf, daßdas Reichdie gesamte Einfuhr 
aus Polen mit Hilfe der Devisenzuteilung 
genau reglementiert, während Polen bisher 
mit seinen Einfuhrverboten kaum rd. 45 % 
seinerstarken Einfuhr aus dem Reiche umfaßt.“ 
(— Im Verhältnis zu Rumänien, Südſlawien, Angarn und 
Bulgarien umfaſſen die polniſchen Einfuhrverbote rund 90% 
der Geſamteinfuhr, während in Bezug auf eine Reihe über— 
ſeeiſcher Länder, von denen Polen Rohſtoffe bezieht, die Lage 
eine ähnliche, wie im Verhältnis zum Deutſchen Reiche iſt. —) 

„Diese Lücke in unseren Listen der Einfuhrverbote wird 
rasch zu einer starken Passivierung der im Jahre 1034 aktiven 
Handelsbilanz mit dem Deutschen Reiche führen. Die Frage 
steht offen und harrt einer baldigen Regelung.“ 

Zuſammenfaſſend kommt der Verfaſſer zu dem Ergebnis, daß 
nur dank der Stärkung der polniſchen handelspolitiſchen Wehr— 
haftigkeit es Polen möglich geworden ſei, in den Jahren 1932 
und 1933 ein Aktivſaldo der Handelsbilanz zu erhalten, wenn- 
gleich in abnehmendem Amfang, (1932 — 222 Mill. Zl. und 
1933 — 131 Mill. 31.) und damit die Schrumpfung des Gold- 
vorrates zu verlangſamen. Im Jahre 1934 ſei der Aktivſaldo 
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wiederum auf 177 Mill. Zl. angeſtiegen, wodurch der wirtſchaft— 
liche Erfolg der neuen Handelsverträge unter Beweis geſtellt ſei. 

Als eine konkrete Aufgabe der Vertragspolitik für die nächſte 
Zeit ſieht der Verfaſſer hinſichtlich der Bedürfniſſe der Inlands- 
erzeugung, die jedoch für die Ausfuhr beſtimmt ſeien, die Auf— 
nahme von Verhandlungen mit den Niederlanden und der 
Schweiz an, um die Zubilligung von größeren Einfuhrkontin— 
genten für eine Reihe ſolcher Artikel zu erlangen, die dort einen 
ſtärkeren Abſatz als bisher finden könnten. Jedoch ſeien auch die 
diesbezüglichen Schwierigkeiten ſehr bedeutend. 

Notwendig ſei ebenfalls eine Revifion der Abkommen mit 
Braſilien, infolge der dort kürzlich erlaſſenen verſchärften 
Deviſenbeſtimmungen, und in allererſter Linie eine Klärung der 
Beziehungen zum Deutſchen Reiche und zu Italien. 

„Der neue Vertrag mit Groß-Britannien — obgleich 
er das Maximum dessen darstellt, was unter den gegebenen Ver- 
hältnissen erreichbar war — kann ebenfalls eine Verminderung 
des Aktivsaldos unserer Handelsbilanz zur Folge haben, sofern 
wir nicht die größten Anstrengungen machen werden, unser 
Ausfuhrverzeichnis auf die in Groß-Britannien nicht reglemen- 
tierten, vor allem industriellen Erzeugnisse auszudehnen. 

Ähnliche neue Schwierigkeiten werden für die Ausfuhr nach 
Belgien infolge der Abwertung des belgischen Francs entstehen.“ 

Infolge all dieſer bereits beſtehenden und in abſehbarer Zeit 
vorausſichtlich noch hinzukommenden Schwierigkeiten müſſe man 
ſich möglichſt bald darüber einig werden, ob es nicht notwendig 
ſei, ähnlich wie im Jahre 1931, die handelspolitiſche „Rüſtung“ 
auf den Stand der der Vertragskontrahenten zu bringen, alſo 
erneut Einfuhrverbote für eine Neihe von Waren, deren Ein- 
fuhr bisher geſtattet ſei und die vor allem aus Staaten eingeführt 
werden, in denen Deviſenreglementierung beſtehe, zu erlaſſen. 

[„Przeglad Gospodarezy“, Heft 10 u. 11/1935. 
„Kurjer Poznanski“ v. 1. 8. 1935. 


Zur Tätigkeit der Staatlichen Agrarbank im Jahre 1934. 


„Die Staatliche Agrarbank ist das oberste Finanzinstitut, welches 
hinsichtlich der Kreditpolitik die Zusammenarbeit zwischen Staat 
und Landwirtschaft gewährleisten soll. Daher ist auch die Wirt- 
schaftslage des Landes geradezu entscheidend für die Lage und 
Tätigkeit der Staatlichen Agrarbank.“ Deshalb ſei es auch verſtänd⸗ 
lich, daß wie für die geſamte Landwirtſchaft, das Jahr 1934 auch für 
die Staatliche Agrarbank ein wenig erfreuliches Ergebnis zeitigte. 
Infolge des weiterhin anhaltenden Preisrückganges für landwirt- 
ſchaftliche und Vieherzeugniſſe, habe ſich die Regierung veranlaßt 


geſehen, die bisherige Entſchuldungsaktion zum Zwecke der Wieder 


herſtellung des ſtark erſchütterten Gleichgewichts noch bedeutend zu 
erweitern. 

Eine der charakteriſtiſchen Eigenſchaften dieſer Aktion im Jahre 
1934 ſei das geweſen, daß erſtmalig die an und für ſich unangreif— 
bare Kapitalſchuld vermindert worden ſei. Neben dieſer außer— 
ordentlichen und weitgehenden Maßnahme ſei jedoch auch noch das 
bisherige Einflußgebiet der Entſchuldungsaktion durch weitere 
Zinsſenkung und Verteilung der Schuldenzahlung erweitert wor— 
den. Verſtändlich ſei es daher, daß die Durchführung dieſes 
Planes mit ſehr großen Opfern verbunden geweſen ſein müſſe, 
die wiederum in erſter Linie von der Staatlichen Agrarbank ſelbſt 
gebracht werden mußten. 

„Zum Zwecke der Finanzierung der erweiterten Entschul- 
dungsaktion wurde bei der Staatlichen Agrarbank ein besonderer 
„Entschuldungsfonds“ in Höhe von 92,5 Mill. ZI. ge- 
schaffen, an welchen die Bank gezwungen war, allein 30 Mil- 
lionen ZI. von ihrem Grundkapital abzugeben. Dies war eine 
schmerzliche Ausgabe mit Ausnahme charakter 

Diese Pläne der Bank fanden die volle Billigung der Regie- 
rung, die von sich aus dem Entschuldungsfonds ebenfalls ver- 
schiedene recht bedeutende Beträge zugeführt hat 

Was die Verwendung des Entschuldungsfonds anbetrifft, so 
stellt sie sich ungefähr wie folgt dar: 

Pfandbriefkredite 16 700 tausend Zl. 

Kredite in Meliorationsaktien . 32500 a 55 


Kurz- und mittelfristige Kredite . 27 300 tausend Zl. 
Parzellierungs kredite 14 000 
Verschiedene Abschreibungen . 2000 5 7 
Besonders betont zu werden verdient, daß die Summen, die 
zur teilweisen Streichung eines Teiles der Kapitalschulden dienten, 
aus der ersten der oben aufgeführten Positionen zu 9 100 tausend 
Zloty und aus der zweiten zu 21280 tausend Zloty stammten. 
Eine besondere wichtige Gruppe bilden diejenigen Verord- 
nungen, die die Regulierung der Kreditrückzahlung aus den, von 
der Staatlichen Agrarbank verwalteten, Regierungsionds bezwecken. 
Es handelt sich hierbei um Kredite, die zur Finanzierung der 
Agrarreform verausgabt wurden. Die landwirtschaitlichen Be- 
triebe, welche diese Kredite in Anspruch genommen hatten, be- 
fanden sich in einer außerordentlich schwierigen Lage, und zum 
Zwecke der Gesundung derselben erklärte sich die Regierung mit 
einer Streichung der auf ihnen lastenden Schulden und Anleihen 
der verwalteten Fonds bis zu 50 % des ungetilgten Kapitals bei 
gleichzeitiger Ermäßigung des Zinssatzes für die Restschuld und 
Zerlegung derselben auf günstige Ratenzahlungen einverstanden. 
Die Abschreibungen aus diesem Titel betrugen rd. 200 Mill. Z1.“ 
[,,Codz. Gazeta Handlowa“ v. 12. 8. 1935.] 


Forderungen der pommerelliſchen Landwirtfchaft. 

Auf einer Mitte Juli d. J. bei dem Miniſter für Landwirt- 
ſchaft und Agrarreform ſtattgefundenen Sitzung haben die Ver— 
treter der Pommerelliſchen Landwirtſchaftlichen Geſellſchaft dem 
Miniſter eine Denkſchrift überreicht, in welcher ihr Standpunkt 
zu der von der Regierung für die nächſten Jahre geplanten 
Agrarpolitik und ihre diesbezüglichen Forderungen zum Ausdruck 
gebracht waren. 

Betont ſei darin worden, daß die weſtlichen Gebiete, ſowohl 
was die kleinen wie die größeren Wirtſchaftsbetriebe anbetreffe, 
vor allem auf Getreideanbau eingeſtellt ſeien. Ein Beweis dafür 
ſei allein ſchon die aus der Statiſtik von 1933 hervorgehende Tat- 
ſache, daß die Ausfuhr aus Pommerellen und Großpolen ein 
Vergleich zu der Ausfuhr aus ganz Polen prozentual beim Roggen 
72 , bei der Gerſte 58 , dem Weizen 31% und Mehl 84,1% 
betragen habe. 

„Die neuen Richtlinien der Wirtschaftspolitik, die sofort nach 
der Ernte verwirklicht werden sollen, werden ohne irgendwelche 
Ergänzungsbestimmungen unbedingt zu einer Getreidepreis- 
senkung führen, und die daraus zu erwartenden riesigen Schäden 
werden sicherlich keinen automatischen Ersatz in dem Anstieg 
der Viehpreise finden.“ Infolgedeſſen werde die geplante Politik 
erſt dann wirklichen Erfolg haben, wenn man ſich entſchließen 
werde, eine ebenſo entſchiedene und planvolle Senkungsaktion der 
Preiſe für Induſtrieerzeugniſſe und allen ſonſtigen finanziellen 
Belaſtungen der Wirtſchaftsbetriebe durchzuführen. 

Die wichtigſten, unbedingt ſchon jetzt durchzuführenden Ergän- 
zungen müßten beruhen auf: 

„1. Aufschub für die Zeit von zwei Jahren der Rückzahlung jed- 
weder landwirtschaftlicher Schulden bei einer maximalen Ver- 
zinsung von 2%. 

2. Wenigstens teilweise Aufrechterhaltung für die nächsten zwei 
Jahre der Interventionsaktien der Staatlichen Getreidewerke 
in den am stärksten auf den Getreideabsatz eingestellten 
Westgebieten. ; 

3. Aufhebung der Verzinsung der Vorschuß- und Pfandkredite, 
die vollkommen unpopulär geworden sind. 

4. Einstellung der Zwangsvollstreckungen in der Landwirtschaft 
bis zum Januar. 

5. Erlaß einer Ausführungsverordnung des Ministers für soziale 
Fürsorge über die Rückstände bei der Bezahlung der Sozial- 
versicherungen, 

Solche Verordnungen würden einen langsamen Übergang und 
eine Umstellung Pommerellens auf die neuen Wirtschaftsbahnen 
ermöglichen, während im gegenteiligen Falle bedeutende und 
äußerst gefährliche Stockungen im Wirtschaftsleben der west- 
lichen Gebiete zu befürchten sind. 

l Kurjer Poznanski“ v. 17. 7. 1935.] 
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